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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende idi den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Zwanzigsten Verordnung über 
Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit ider Bitte, die Zustimmung 3es Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetze^ vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c, Blücher 
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Entwurf einer Zwanzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 ‘ 

In der Siebenten Verordnung tibetfr Zoll- 
satzänderungen vom 14. August 1953 (Bün- 
desgesetzbl. I S. 921) wird in § 2 folgender 
Satz gestrichen: 

„Von der Kontingentsmeni^ dürfen in 
den einzelnen Kalendermraa^en nicht 
meihr als je 500 t zollfrei eingeführt 
werden; jedoch dürfen in den elnzdnen 


Kalendermonaten nicht ausgenutzte 
Teilmengen in den folgenden Kalender- 
monaten bis zum Ende des Kalender- 
jahres ausgenutzt werden.“ 

§ 2 

Diese Rechtsverordnung gilt nach § 14 des 
Dritten Oberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung 
mit § 19 des Zolltarif gesetzes auch im Land 
Berlin, 

§ 3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Juni 1954 in Kraft. 


Begründung 


Auf Grund der Siebenten Verordnung über 
Zollsatzänderungen dürfen von der Jahres- 
kontingentsmenge von 6000 t Rohaluminium, 
das als Gegenlieferung für ausgeführtes Alu- 
miniumoxyd zollfrei eingeführt werden kann, 
monatlich nicht mehr als 500 t ausgenutzt 
werden. In den einzelnen Kalendermonaten 
nicht beanspruchte Teilmengen können in 
den folgenden Kalendermonaten bis zum 
Ende des Kalenderjahres angeredinet werden. 
Die Bestimmtmg sollte verhindern, daß durch 
Einfuhr von 6000 t Rohaluminium in einem 
kurzen Zeitabschnitt de? Inlandsmarkt ge- 
stört wird. 

Diese Befürchtung besteht heute nicht 
mehr. Der Aluminiumverbrauch ist in der 
Zwischenzeit derart angesciegen, daß ein 
marktgefährdender Übernang an Rohalumi- 
nium durch die Einfuhr der 6000 t auch ohne 
mengenmäßige Aufteilung auf die einzelnen 
Kalendermonate nicht entstehen kann. Außer- 
dem hat die einschränkende Bestimmung zu 


ernsten Schwierigkeiten für die beteiligten 
Wirtschaftskreise geführt. Die ausländischen 
Aluminiumhütten, die aus dem ausgeführten 
Aluminiumoxyd Rohaluminium hersteilen, 
sind in ihrer monatlichen Produktionshöhe 
weitgehend von dem zur Verfügung stehen- 
den Wasserkraftstrom abhängig. Sie stellen 
deshalb in den Sommermonaten mit stärke- 
ren Wassermengen und größerem Strom- 
anfall mehr Rohaluminium her als In den 
Wintermonaten mit geringerem StromanfalL 
Die einschränkende Bestimmung wirkt sich 
auch ungünstig für die deütschen Alumnium- 
Oxydhersteller aus, die im Frühjahr besonders 
umfangreiche Tonerdelieferungen ausführen, 
ohne den Gegenwert dafür In Rohaluminium 
kurzfristig zurückzuerhalten. Sie können des- 
halb den deutschen Markt nicht entsprechend 
den Anforderungen ihrer Abnehmer befrie- 
digen. 

Diese wirtschaftlichen Gründe machen die 
Aufhebung der Beschränkimg mit Wirkung 
vom 1. Juni 1954 erforderlich. 



